
Dienstag, . April  ∙ F  Preis , € ∙ .Woche ∙ Nr. Apolda

W
Apolda

Apolda Technisches Hilfswerk
kaufte neues Grundstück
a 1. Lokalseite

Apolda Zahl der Unfälle im
Altkreis  leicht gestiegen
a 1. Lokalseite

morgens mittags abends

5 13 10

Polizei-Anwärter ohne wärmende Winterjacken
Die Polizei-Gewerkschaft schlägt Alarm: In Thüringen fehlt angehenden Polizisten ein wetterfester Uniformparka

Von Kai Mudra

Erfurt. Frieren kann hart ma-
chen und mancherorts zur Aus-
bildung dazu gehören – aber be-
stimmt nicht bei der Thüringer
Polizei. Doch musste diesen
Winter nach Informationen der
Gewerkschaft der Polizei (GdP)
das gesamte erste Ausbildungs-
jahr der Anwärter ohne wetter-
festen Uniformparkas auskom-
men.
Seit sechs Monaten habe

nicht jeder Auszubildende bei
der Polizei die Möglichkeit, sich
widrigen Wetterbedingungen
angepasst zu kleiden, kritisierte
gestern GdP-Landeschef Kai
Christ. Statt der Parkas und
Strickjacken stünden Anwär-
ternwährend derAusbildung im
Freien derzeit nur die Softshell-

Jacken zuVerfügung. BeiRegen,
aber auch Wind, wie er auf dem
Berg imMeininger Ausbildungs-
zentrum immer auftreten kön-

ne, biete diese aber wenig
Schutz, soKai Christ.
Die Gewerkschaft fragt, wie

das Innenministerium seiner

Fürsorgepflicht für die Polizei-
anwärter nachkomme. Es wirke
„wie purer Hohn in den Ohren
der frierenden Kollegen“, dass
keine „Winterparkas“ mehr be-
schafft wurden, weil es „irgend-
wann neue Wetterschutzjacken
geben“ soll, kritisiert der GdP-
Landeschef.
Nach Informationen unserer

Zeitung müssen neuen Wetter-
schutzjacken beschafft werden,
weil einige der aktuell genutzten
Jacken zu kleine Reflektionsflä-
chen haben, um beispielsweise
heranfahrendeAutos bei Einsät-
zen im Dunklen vor den Beam-
ten ausreichend zuwarnen.
Am späten Abend reagierte

gestern die Landespolizeidirek-
tion doch noch auf dieKritik der
GdP. Ein Sprecher räumte ein,
dass nicht alle Anwärter des

jüngsten Anwärterlehrgangs mit
einer vollständigen Uniform
ausgerüstet wurden. Für 51 der
derzeit 126 Anwärter „konnten
bisher keine Winteranoraks be-
schafft“ werden. Der Sprecher
bestätigte auch die geplante
Neubeschaffung von Warnpar-
kas für die Polizei als Grund für
die fehlendenAnoraks.
Die betroffenen Anwärter sol-

len bisher keine Außeneinsätze
oder Praktika geleistet haben,
verteidigt die Landespolizei die
unzureichende Uniform. Zu-
dem sei Privatkleidung auf dem
Gelände des Ausbildungszent-
rum in Ergänzung der Uniform
zugelassen worden. GdP-Chef
Kai Christ hält dagegen, dass vor
anderthalb Monaten sehr wohl
Ausblildungsmodule auch im
Freien begonnen hätten.

N

Neues Flüchtlingsdrama auf
demMittelmeer befürchtet
BeimUntergangmehrerer
Flüchtlingsboote auf demMit-
telmeer sollen bis zu 400Men-
schen umsLeben gekommen
sein.Das berichten italienische
und somalischeBehörden.Die
meisten der Flüchtlinge seien
Somalier gewesen. a Seite 2

Regelnwerdengelockert

DasLandeskabinett will heute
einenGesetzentwurf auf denWeg
bringen,mit demdie strengenRe-
geln für dieHaltung von gefährli-
chenHunden aufgeweichtwer-
den sollen. a Thüringen

Erstklässler zu dick
Bei über 2100 Thüringer Erst-
klässlernwurdeÜbergewicht
festgestellt. Damit ist jeder zehn-
te Schulanfänger zu dick, wie aus
Zahlen des Landesverwaltungs-
amts hervorgeht. a Thüringen

Solche Parkas, wie die Beamtin einen während eines
Einsatzes im Januar  in Gotha trägt, fehlten im
Winter für die Polizeianwärter. Foto: Dirk Bernkopf

IGMetall
droht

mit Streiks
Arbeitgeber-Angebot

zurückgewiesen

Erfurt. Thüringens Metall-
Arbeitgeber haben in der laufen-
den Tarifrunde Einkommens-
verbesserungen von 0,9 Prozent
sowie eine Einmalzahlung von
0,3 Prozent angeboten. Die IG
Metall wies das zurück. „Das ist
keinAngebot, sondern eine offe-
ne Kampfansage“, erklärte ihr
Bezirksleiter und Verhand-
lungsführer JörgKöhlinger.
Die Gewerkschaft verlangt

5,0 Prozent mehr für die Be-
schäftigten in der Metall- und
Elektroindustrie. Sie drohte mit
Warnstreiks. Vor dem Verhand-
lungsort in Jena hatten ihr zufol-
ge etwa 250 Metaller für deutli-
che Einkommensverbesserun-
gen demonstriert. Verhandelt
wird nach Angaben beider Sei-
ten für rund 17000Beschäftigte,
die in tarifgebundenen Unter-
nehmen arbeiten. a Seite 4
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„Ich finde, die deutsche
Regierung sollte kein
Despotenfanclub sein.“

BerndRiexinger,
Linke-Chef

Tritte und
Schritte

L

GeraldMüller über die steigen-
de Lust amFahrradfahren

Thüringen ist ein Rad-
Land.Und das hängt
nicht nurmit den großen

sportlichenErfolgen zusam-
men, die unter anderenOlaf
Ludwig,MarioKummer,Mar-
cel Kittel, JohnDegenkolb oder
TonyMartin imRennrad-Sattel
erreicht haben.
DasRadfahren ist in Thürin-

gen für vieleMenschen ver-
schiedenenAlters die bequems-
te, schnellste und zugleich ge-
sündesteMöglichkeit, um zur
Arbeit, zur Schule, zumEinkau-
fen oder zumabendlichenKon-
zert zu gelangen. Zudem sind
Touren als Freizeitbeschäfti-
gung ungemein beliebt, weil
Thüringenwunderschöne
Routen zu bieten hat.Waren Sie
schonmal auf dem Ilmtal-Rad-
weg unterwegs?Oder auf dem
Saale-, Unstrut- oderWerra-
Radweg?Wenn ja, dannwissen
Sie ja, wie traumhaft die Stre-
cken und dieUmgebung sind.
Wennnein, dann haben sie
durchaus etwas verpasst.
Der Radtourismus hat sich in

Thüringen überaus erfolgreich
entwickelt, mehrere sinnvolle
Schritte für gute Trittewurden
vollzogen.DurchMillionen von
Gästen, die aus nah und fern
kommen, ist das Radfahren
hierzulandemittlerweile zu
einem immensenWirtschafts-
faktor geworden.Dafür spricht
auch, dass dieAnzahl der Bett
&Bike-Häuser auf 140 gestie-
gen ist. Von dieser Art des „sanf-
ten Tourismus“ können bei
Sympathie für das Radfahren
dieGastronomie- undBeherber-
gungsbetriebe genauso profitie-
ren, wie der Einzelhandel.
Doch bei aller Förderung und

Wertschätzung des touristi-
schenRadverkehrs darf der
Ausbau von Strecken für den
Alltagsrad-Verkehr nicht ge-
bremstwerden.Denn der
Spruch „Wer seinRad liebt, der
schiebt“ stimmt nur selten.

Land will jeden zehnten Euro im
Straßenbau für Radwege ausgeben

Das Radnetz in Thüringen ist derzeit 13 240 Kilometer lang. Verbindung von touristischen und lokalen Wegen angestrebt

VonGeraldMüller

Erfurt. Die kommunalen, über-
örtlichen und touristischenRad-
wege sollen in Thüringen noch
mehr miteinander vernetzt wer-
den. Auf zehn Prozent soll des-
halb der Bau von Radwegen als
Anteil an den Straßenbaumit-
teln erhöht werden. Das bestä-
tigte die Thüringer Verkehrsmi-
nisterin Birgit Keller (Die Lin-
ke). Gegenüber unserer Zeitung
sagte sie, dass „die Mobilität mit
dem Fahrrad deutlich erhöht
werden soll“, weil damit zu-
gleich Straßen und Umwelt ent-
lastet werden.
Das Radnetz, bestehend aus

überregionalen und regionalen
Themenrouten sowie den loka-
lenWegen, weist derzeit in Thü-
ringeneineLängevon insgesamt
13 240 Kilometern aus. Als tou-
ristische Strecken gelten aktuell
knapp über 3000Kilometer.
Ein Hauptaugenmerk will das

zuständige Ministerium auf den
Neubau von straßenbegleiten-
den Radwegen legen. Dieser soll
vorrangig dazu dienen, die noch

bestehenden Lücken in vorhan-
denen Routen zu schließen und
die Sicherheit beziehungsweise
Erreichbarkeit für den Alltags-
radfahrer zu verbessern.DerAll-
gemeine Deutsche Fahrradclub
(ADFC) Thüringen begrüßt das,
Vorstandsmitglied Bernhard
Deimel spricht von „wichtigen
und richtigenVorhaben“ .
2015 wurden für Radwege an

Landesstraßen 1,6 Millionen
Euro ausgegeben. Für Wege an
Bundesstraßen waren es laut
dem Thüringer Verkehrsminis-
terium2,48MillionenEuro.
2016 sind für Bauarbeiten an

LandesstraßenetwazweiMillio-
nen Euro vorgesehen und an
Bundesstraßen etwa 1,5 Millio-
nenEuro. Sie fließenunter ande-
rem in folgende Rad-Wege: B
180Oberlödla–Rositz, B 88 Rot-
tenbach–Oberköditz, B 285
Knoten Zella–Diedorf, B 19 Ei-
senach–Stockhausen, L 3004
Radweg Ichterhäuser Straße in
Arnstadt, L 1051 Radweg Geis-
mar–Großtöpfer, L 1045 Rad-
wegMühlberg–Ringhofen.
Im touristischen Bereich gilt

Thüringenmit 13Radfernwegen
und etwa 80 regionalen Routen
bereits als gut erschlossen. Pro
Jahr finden laut Thüringer Wirt-
schaftsministerium derzeit 3,7
Millionen Fahrrad-Tagesreisen
statt. Durch diewürde laut Spre-
cher Stephan Krauß ein Umsatz
von 60 Millionen Euro erwirt-
schaftet werden.
Das neu konzipierte radtou-

ristische Landesnetz soll laut
Tourismuskonzeption künftig
rund 3200 Kilometer umfassen.

Mit dabei sind die Radfernwege,
die speziell vermarktet werden
und eine Länge von rund 1500
Kilometern haben.
Thüringen hat bei der Ent-

wicklung radtouristischer Ange-
bote in den letzten Jahren reich-
lich investiert. Von 1990 bis
2015 wurden im Rahmen der
Infrastrukturförderung 237Vor-
haben des touristischen Radwe-
gebaus mit Zuwendungen in
Höhe von 62,6 Millionen Euro f
durch den Freistaat unterstützt.

So konnten 2015 zehn Vorha-
ben mit einer Gesamtinvesti-
tionssumme von 9,1 Millionen
Euro und einer Gesamtausbau-
länge von 35 km mit 7,7 Millio-
nenEuro gefördert werden.
Unmittelbar stehen nach An-

gaben des Ministeriums keine
Förderbescheid-Übergaben in
diesem Bereich an. Vorhaben
amRhön-Radweg und amSaale-
Radweg sind jedoch im laufen-
den Jahr für eine Förderung vor-
gesehen.a Leitartikel& Thüringen

Radroutenplaner ist kostenlos im Internet abrufbar

Seit Sommer 2010 ist der Rad-
routenplaner Thüringen unter
www.radroutenplaner.thue-
ringen.de kostenfrei im Inter-
net zu finden. Es gibt ihn auch
als App für IPhone und Smart-
phonesmit demBetriebssys-
temAndroid.
Der Radroutenplaner bietet

dieMöglichkeit der adressge-
nauen Planung von Fahrrad-

tourenmit einer Vielzahl von
Informationen zu Strecken-
verläufen, Fahrtanweisungen,
Höhenprofil, touristischen
Zielen,Wetteraussichten und
Übernachtungsmöglichkei-
ten.
Der stets aktualisierte Pla-

nerweist Routen auf, die auf
Rad-,Wirtschafts -, Forstwe-
gen sowie Straßen verlaufen.

Radfahrer auf einemRadweg.
Foto: Tobias Hase, dpa

Der Mann auf
Luthers Schultern
Der Protestant Peter Gauweiler über den
Reformator, die CSU und seine Sympathie für
Sahra Wagenknecht. a Seite 3
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„Freiheit oder Finanzkapitalismus“
D I Früher kämpfte der Christsoziale Peter Gauweiler gegen den Sozialismus. Jetzt streitet er gegen die Banker. Ein Gespräch über das, was richtig ist

VonMartin Debes

In die ganz hohen Ämter hat er
es nicht gebracht. In Bayern war
er Umweltminister und CSU-Vi-
ze, in Berlin saß er im Bundes-
tag. Dennoch kennt eigentlich
jeder, der sich auch nur ansatz-
weise für Politik interessiert, den
NamenPeterGauweiler.
Der Anwalt aus München,

dessen Ziehvater Franz-Josef
Strauß war, hat als Solitär die
Bundesrepublik geprägt – hat
sich mit allen schon mal ange-
legt, ob mit den 68ern, seiner
Partei oder der EU. Zwar wur-
den alle seine Klagen gegen die
EU-Verträge oder die Euro-Ret-
tungsschirme vor dem Verfas-
sungsgericht abgewiesen. Doch
die Urteile klärten und stärkten
die Rechte des Parlaments.
Vor einem Jahr legte Gauwei-

ler im Zorn sein Bundestags-
mandat nieder, auch aus Protest
gegen die Flüchtlingspolitik der
Bundesregierung.
Kürzlich sprach er imErfurter

Augustinerkloster auf Einla-
dung des Bonhoeffer-Haus-Ver-
eins und der Evangelischen Bru-
derschaft St.Georgs-Ordenüber
den Reformator – und darüber,
warum der Mann, der hier zum
Priesterwurde, seinVorbild ist.

HerrGauweiler, Sie sind evan-
gelischer Christ. Wieso wollen
Sie nicht, dass sich die CDU
als christliche Partei für die
Flüchtlinge einsetzt?
Bringen wir die Sache nicht
durcheinander: Als eine unüber-
sehbare Menge von Flüchtlin-
gen an einem Wochenende im
September inÖsterreich auf den
Autobahnen standunddieöster-
reichischen Behörden nicht
mehrweiter wussten, durfte sich
unsere Regierung für kurze Zeit
über das Aufenthaltsgesetz, das
Grenzübertritt ohne Papiere
verbietet, hinwegsetzen – und
das Grundgesetz, das kein Asyl
für Menschen vorsieht, die
schon innerhalb der EU sind.
Not kennt kein Gebot. Es war
Wochenende und die Kanzlerin
musste handeln. Aber unmittel-
bar danach hätte der Bundestag
per Beschluss entscheiden müs-
sen, wie esweitergehen soll.

Aber ist das nicht geschehen?
Nein. Es gab wie immer Debat-
ten. Aber das Parlament hat bis
heute nicht richtungsbestim-
mend entschieden, ob der Zu-
stand seit September aufgrund
der Notlage beibehalten wird
oder ob das geltende Recht an
der Grenze vollzogen werden
soll. Dies ist doch die wesentli-
che Streitfrage.
Diese parlamentarische Drü-

ckebergerei ist nicht nur feige,
sie ist auch undemokratisch. Al-
les, was wesentlich ist in unserer
Demokratie – dies sagt das Bun-
desverfassungsgericht – muss
der Souverän entscheiden, also
das Volk, repräsentiert durch
den Bundestag. Anders geht es
nicht.

Also ist die christliche Nächs-
tenliebenicht sowichtig,wenn
die demokratische Mehrheit
anders entscheidet?
Man sollte das eine nicht gegen
das andere ausspielen. Das
Christentum lehrt, dass die mo-
ralische Verantwortung des Ein-
zelnen unbegrenzt ist. Wer
Christ sein will, muss immer hel-
fen und nicht nur fromm reden
und auf andere abwälzen. Der
heiligeMartinhat seinenMantel
geteilt, nicht den anderer Leute.
Und das war auch kein Pro-
gramm für eine Mantelproduk-
tion. Der Staat ist eine ordnende
Instanz, die zwar einem allge-
meinen Gerechtigkeitsmaßstab
genügenmuss. . .

. . .aber nicht per se moralisch
handeln kann?
Nicht wie ein Einzelner. Die
Moral der Regierung liegt darin,
dass sie die demokratisch ent-
standenen Gesetze achtet und
einhält. Und dass sie ihre Gren-
zen kennt. Frankreich hat, wäh-
rend nach Deutschland eine
Million Migranten kamen,
30 000 Menschen aufgenom-
men. Auch die neue links-libera-
le Regierung von Kanada, die-
sem riesigen Land, hat sich ent-
schieden, im nächsten Jahr
30 000 Flüchtlinge einreisen zu

lassen. Leben dort schlechtere,
unmoralischereMenschen?

Ihr Parteifreund Horst Seeho-
fer unterscheidet zwischender
staatlichen Verantwortungs-
und der eher privaten Gesin-
nungsethik. Sie auch?
Als Lutheraner sehe ich den
Staat ganz schlicht als guten
Hausmeister, der sein Haus in
Ordnung haltenmuss. Der kann
nicht die ganze Welt umarmen,
weil er andere Maßstäbe beach-
tenmuss.Vor allem ist er demöf-
fentlichen Interesse der eigenen
Bevölkerung verpflichtet.

Und nicht dem notleidenden
Menschen in Idomeni?
Oder dem hungernden Men-
schen in Afrika. Oder dem
Kriegsopfer in der Ukraine.
Deutschland hilft ja, als Staat
und mit vielen Einzelinitiativen
– aber nicht, indem wir alle ein-
laden. Eine gewählte Regierung
muss die Interessen ihrer Bevöl-
kerung wahren und sich dabei
an das eigene Recht halten. Und
falls die Regierung dieses Recht
für falsch oder zu eng hält, dann
muss sie versuchen, es zuändern
und darüber das Parlament ent-
scheiden lassen.
Doch genau davor haben sich

Bundesregierung und Bundes-
tag gedrückt. Damit haben sie
viel Vertrauen zerstört. Es läuft
wie bei den EU-Verträgen, der
angeblichen Eurorettung oder
den Kriegseinsätzen: Die Volks-
vertretung ist entmachtet bezie-
hungsweise entmachtet sich
selbst – und entleert damit das
Wahlrecht. Dagegen bin ich in
Karlsruhe immer wieder vorge-
gangen.

Zusammenmit denLinken.
Interessanterweise hat sich die
Linkspartei einigen meiner Kla-
gen angeschlossen. Ich fand das
gut. Es ist besser, das Grundge-
setz mit den Außenseitern zu
verteidigen, als esmit denVolks-
parteien zu brechen.

Überhaupt, Sie und die Linke:
Sie haben das neue Buch von
Sahra Wagenknecht bejubelt.
Was findenSie so gut an ihr?
Sie hat die Probleme mit der
außerRandundBand geratenen
Finanzwirtschaft auf den Punkt
gebracht. So wie ich sieht sie
einen fürchterlichen Fehler da-
rin, dass damals Rot-Grün die al-
ten Schutzgesetze aufgehoben
und so die Finanzmärkte entfes-
selt hat. Hedge-Fonds, Spekula-
tion, Derivatehandel: Alles wur-
de freigegeben. Wir stimmen
auch darin überein, dass es ein
Fehler war, eine gemeinsame

Währung in der EU zu verord-
nen, obwohl es keine gemeinsa-
meWirtschafts-, Steuer- und So-
zialpolitik gab. Es fängt ja schon
bei den unterschiedlichen
Arbeitsmentalitäten an, wobei
ich nicht sage, dass die anderen
in der EU unsHerzinfarkt-Deut-
sche imitieren sollten. Im
Gegenteil. Jeder muss nach sei-
ner Fasson glücklich werden
können.
Das geht aber nur in einem

Europa demokratischer Vater-
länderundRegionen–undnicht
in einer von einem anonymisier-
tenApparat geführtenZweckge-
meinschaft. Wir CSUler haben
früher unter Strauß gesagt: Frei-
heit oder Sozialismus.

Das hat auch die CDU 1990 in
Thüringen plakatiert.
Unddaswar jadieSchicksalsfra-
ge.AberderKampf gegenden to-
talitären Staatssozialismus ist

gewonnen, derweil ein anderer
begann. Meine Großmutter hat
immer gesagt: Der Teufel
kommt nie durch die gleicheRit-
ze. Jetzt kämpfen wir gegen eine
neue Art von Totalitarismus.
Jetzt heißt es: Freiheit oder ano-
nymer Finanzkapitalismus, Frei-
heit oderGoldmanSachs.
Auchdageht es,wie imRealso-

zialismus, um die Verameisung
des Einzelnen, um den Verlust
jeder unternehmerischen Indivi-
dualität, um Fremdbestimmung
statt Teilhabe.

Jetzt reden Sie wirklich wie
Wagenknecht. Wissen Sie,
dass sie aus Thüringen
stammt?Aus Jena?
Das freut mich. Meine bisherige
thüringische Lieblingslinke ist
meine verehrte ältere Freundin
Lucrezia Jochimsen, mit der ich
in der auswärtigen Kulturpolitik
im Bundestag gern zusammen-
gearbeitet habe. Sie hatmir gera-
de geschrieben, weil ich bei
ihrem Geburtstag war. Schade,
dass ihre Partei sie nicht wieder
auf die Wahlliste gesetzt hatte.
Lucrezia hatte mich übrigens
mit Bodo Ramelow bekannt ge-
macht, bei einer Tagung über
den Reformator Thomas Münt-
zer, den die Linken natürlich
mögen. Ramelow und ich haben
uns dabei ganz gut unterhalten.

Wie findenSie ihn?
Nun,Ramelowscheint verinner-
licht zu haben, dass er als Minis-
terpräsident nicht mehr nur sei-
ne Partei vertritt, sondern alle
Menschen im Land. Ich habe
mit Respekt zur Kenntnis ge-
nommen, wie er sich zuletzt da-
gegen ausgesprochen hatte, dass

Linksautonome vor dem Haus
des Thüringer AfD-Chefs auf-
marschieren. Auch bei noch so
fürchterlichen Kontroversen in
der Politik muss man die Frei-
heit und Unversehrtheit des An-
dersdenkenden verteidigen.
Wer dies tut, der hat begriffen,
wasDemokratie heißt.

Ich möchte noch einmal zu-
rück auf Sahra Wagenknecht
kommen, oder besser: auf
ihren Mann. Mit Oskar Lafon-
taine sind Sie ja auch schon
seit Langembefreundet.
Ja, das passt schon.

Weil sie beide sich ähnlich
sind, als Typ? Immer hübsch
allein gegen die anderen?
Also, wissen Sie, der Oskar
spielt in einer ganz anderen Li-
ga. Ihn hat man immerhin mit
Napoleon verglichen, mich hin-
gegen mit einem hinterbänkleri-
schen, kleinen Licht. Manche
vermuten, dass meine Ahnen
Flößer undWilddiebewaren.

Ich versuche es anders:
Wächst man als Protestant in
Bayern im Widerstand auf?
Wird man dann automatisch
sowie Sie?
Sie sehen mich also als Produkt
einer doppelten Diaspora?
Nein, der Freistaat hat eine gro-
ßeprotestantischeTradition, die
Bavaria in München ist evange-
lisch, errichtet nach dem Bild
der evangelischen Königin The-
rese – übrigens eine gebürtige
Thüringerin. Die Bayern mögen
imGlaubenmehrheitlich katho-
lisch sein, aber sie leben das Pro-
testantentum. Schon Strauß hat
gesagt: Auch ich stehe auf den

Schultern vonMartin Luther.

Und Sie stehen auf den Schul-
tern von Luther und Strauß
undkönnennicht anders?
Nun ja, manchmal sagen wir in
Bayern ja auch: Hier stehe ich
und kann auch anders.

SiemeinenHorst Seehofer?
Wie kommen Sie denn darauf?
Nein, ich orientieremich amRe-
formator, wobei ich genauso
hin- und hergerissen bin wie er.
Es gibt das protestantische Para-
doxon: Wir sind zu einem Teil
römisch, so wie es Luther, der
Mönchwar, der hier imAugusti-
nerkloster zum katholischen
Priester ausgebildetwurde.
Ich zum Beispiel betrachte es

als große Ehre, mit Joseph Rat-
zinger gut bekannt zu sein, der
als Papst an diesem Ort hier in
Erfurt die Ökumene gelebt hat.
In vielem, was er sagt, finde ich
michwieder.
Zumal, als Protestanten pfle-

gen wir den Selbstzweifel und
befinden uns in einer ewigen
Podiumsdiskussion mit uns
selbst, im Glauben wie in der
Politik. Früher wähnte ich mich
noch zu 100 Prozent von etwas
überzeugt. Heute bin ich zufrie-
den, wenn es 51 zu 49 Prozent
steht.

Aber die 51 Prozent verkaufen
Sie dann sehr professionell als
100Prozent.
Naja. Wir in der CSU sind halt
so. Dahinter steckt der unbe-
dingteWille, verstanden zu wer-
den.OhneKlarheit sindwir kein
Korrektiv.

Sollte die CSU auch bundes-
weit dasKorrektiv sein?
Was die politische Debatte an-
geht, sind wir das ja jetzt schon.
Aber im Gegensatz zu allen an-
derenParteienhabenwir keinen
auf den Gesamtstaat bezogenen
Machtanspruch. Wir funktio-
nieren als Regionalpartei, als In-
teressenvertretungBayerns.

Wenn ich mich richtig erinne-
re, standen Sie 1990 in Suhl in
der Stadtkirche und warben
für die Ausweitung der CSU
nachThüringen.
Sie erinnern sich nur fast richtig.
Ich warb für eine „CSU in Thü-
ringen“ als eigenständige Partei.
Und ich warb für eine „CSU in
Sachsen“ als eigenständige Par-
tei. Das war die Idee, bei der wir
euch wirklich gut hätten unter-
stützen können. Eine CSU als
rechtslinke Regionalpartei in
Thüringen und Sachsen hätte
die Sachsen und Thüringer im
Verhältnis zu Berlin viel stärker
gemacht.Dashätte der Idee vom
Bund deutscher Länder viel bes-
ser entsprochen als dieser Zen-
tralisierungswahn, der in Berlin
oder Brüssel grassiert. Ich bin
fest überzeugt, dass in unserer
heutigen globalen Welt die Frei-
heit und das Soziale in einer
Summekleiner Einheiten besser
funktionieren als in einem zen-
tral regierten Superstaat. Das
trifft sich übrigensmit der linken
Idee der Emanzipation.

Aber könnte eine bundesweite
CSUnicht rechts von derCDU
dieAfDabdrängen?
Wir hatten immer wieder Partei-
en auf der rechten Seite, sogar
teilweise in der jetzigen Stärke,
zumindest regional. Denken Sie
nur an die Republikaner oder
die Schill-Partei. Warum das so
ist: Die politischen Parteien nei-
gen dazu, sich ihre Themen von
Werbeagenturen heraussuchen
zu lassen, die alle auf modern
tun und zeitgeistig sind. Das
funktioniert aber nur in Schön-
wetterphasen. Wenn es unange-
nehm wird, müssen sich dann
kritische Themen ihre eigenen
Wege suchen, weil sich die Par-
teien angewöhnt haben, sich vor
ihnen zu drücken.
Sie tun bestenfalls auf betrof-

fen, aber beantworten nicht die
hinter den Themen stehenden
Fragen. Wer nur in Sprechver-
boten, Mahnwachen und Ker-
zenhalten die Lösung sieht,
muss sich über den Erfolg der
AfD nicht wundern. Ein Martin
Luther hätte keine Kerzen ge-
halten. Er hätte vielmehr ver-
sucht, das Problem sprachlich
auf den Punkt zu bringen und
umeine Lösung gerungen.

Der promovierte Jurist Peter Gauweiler,  in München geboren, war Stadtrat, Kreisverwaltungsreferent, Landtagsabgeordneter, Landesumweltminister,
Bundestagsabgeordneter. Heute ist er noch geschäftsführender Partner in einer gut gehenden Rechtsanwaltskanzlei in seiner Geburtsstadt. Foto: Uli Deck

Peter Gauweiler (rechts) im Gespräch mit dem Chef-
reporter unserer Zeitung, Martin Debes, im Erfurter
Augustinerkloster. Foto: ThomasA. Seidel
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